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(4) Eine Genehmigung nach den Absätzen 1 und 2 ist nicht erforderlich,
wenn zwischen Betreuer und behandelndem Arzt Einvernehmen darüber be-
steht, dass die Erteilung, die Nichterteilung oder der Widerruf der Einwil-
ligung dem nach § 1827 festgestellten Willen des Betreuten entspricht.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nach Maßgabe des § 1820 Absatz 2 Nummer 1
für einen Bevollmächtigten entsprechend.

§ 1830 Sterilisation. (1) Die Einwilligung eines Sterilisationsbetreuers in
eine Sterilisation des Betreuten, in die dieser nicht selbst einwilligen kann, ist
nur zulässig, wenn
1. die Sterilisation dem natürlichen Willen des Betreuten entspricht,
2. der Betreute auf Dauer einwilligungsunfähig bleiben wird,
3. anzunehmen ist, dass es ohne die Sterilisation zu einer Schwangerschaft
kommen würde,

4. infolge dieser Schwangerschaft eine Gefahr für das Leben oder die Gefahr
einer schwerwiegenden Beeinträchtigung des körperlichen oder seelischen
Gesundheitszustands der Schwangeren zu erwarten wäre, die nicht auf zu-
mutbare Weise abgewendet werden könnte, und

5. die Schwangerschaft nicht durch andere zumutbare Mittel verhindert werden
kann.
(2) 1Die Einwilligung bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts.

2Die Sterilisation darf erst zwei Wochen nach Wirksamkeit der Genehmigung
durchgeführt werden. 3Bei der Sterilisation ist stets der Methode der Vorzug zu
geben, die eine Refertilisierung zulässt.

§ 1831 Freiheitsentziehende Unterbringung und freiheitsentziehende
Maßnahmen. (1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den Betreuer, die
mit Freiheitsentziehung verbunden ist, ist nur zulässig, solange sie erforderlich
ist, weil
1. aufgrund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behin-
derung des Betreuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst tötet oder
erheblichen gesundheitlichen Schaden zufügt, oder

2. zur Abwendung eines drohenden erheblichen gesundheitlichen Schadens
eine Untersuchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein
ärztlicher Eingriff notwendig ist, die Maßnahme ohne die Unterbringung
des Betreuten nicht durchgeführt werden kann und der Betreute aufgrund
einer psychischen Krankheit oder geistigen oder seelischen Behinderung die
Notwendigkeit der Unterbringung nicht erkennen oder nicht nach dieser
Einsicht handeln kann.
(2) 1Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts

zulässig. 2Ohne die Genehmigung ist die Unterbringung nur zulässig, wenn
mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die Genehmigung ist unverzüglich
nachzuholen.

(3) 1Der Betreuer hat die Unterbringung zu beenden, wenn ihre Voraus-
setzungen weggefallen sind. 2Er hat die Beendigung der Unterbringung dem
Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn dem Betreuten, der sich
in einem Krankenhaus, einem Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhält,

Vormundschaft §§ 1830, 1831 BGB 2
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durch mechanische Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere Weise über
einen längeren Zeitraum oder regelmäßig die Freiheit entzogen werden soll.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nach Maßgabe des § 1820 Absatz 2 Nummer 2
für einen Bevollmächtigten entsprechend.

§ 1832 Ärztliche Zwangsmaßnahmen. (1) 1Widerspricht eine Unter-
suchung des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung oder ein ärztlicher
Eingriff dem natürlichen Willen des Betreuten (ärztliche Zwangsmaßnahme),
so kann der Betreuer in die ärztliche Zwangsmaßnahme nur einwilligen, wenn
1. die ärztliche Zwangsmaßnahme notwendig ist, um einen drohenden erheb-

lichen gesundheitlichen Schaden vom Betreuten abzuwenden,
2. der Betreute aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen oder

seelischen Behinderung die Notwendigkeit der ärztlichen Maßnahme nicht
erkennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln kann,

3. die ärztliche Zwangsmaßnahme dem nach § 1827 zu beachtenden Willen
des Betreuten entspricht,

4. zuvor ernsthaft, mit dem nötigen Zeitaufwand und ohne Ausübung unzuläs-
sigen Drucks versucht wurde, den Betreuten von der Notwendigkeit der
ärztlichen Maßnahme zu überzeugen,

5. der drohende erhebliche gesundheitliche Schaden durch keine andere den
Betreuten weniger belastende Maßnahme abgewendet werden kann,

6. der zu erwartende Nutzen der ärztlichen Zwangsmaßnahme die zu erwar-
tenden Beeinträchtigungen deutlich überwiegt und

7. die ärztliche Zwangsmaßnahme im Rahmen eines stationären Aufenthalts in einem
Krankenhaus, in dem die gebotene medizinische Versorgung des Betreuten einschließ-
lich einer erforderlichen Nachbehandlung sichergestellt ist, durchgeführt wird.1)

2 § 1867 ist nur anwendbar, wenn der Betreuer an der Erfüllung seiner Pflichten
verhindert ist.

(2) Die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme bedarf der Geneh-
migung des Betreuungsgerichts.

(3) 1Der Betreuer hat die Einwilligung in die ärztliche Zwangsmaßnahme zu
widerrufen, wenn ihre Voraussetzungen weggefallen sind. 2Er hat den Wider-
ruf dem Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen.

1) Beachte hierzu das Urt. des BVerfG v. 26.11.2024 (BGBl. 2024 I Nr. 416):
„1. […] und § 1832 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Fassung des

Gesetzes zur Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts vom 4. Mai 2021 (Bundesgesetz-
blatt I Seite 882) sind mit Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 Alternative 2 des Grundgesetzes unvereinbar,
soweit Betreuten im Einzelfall aufgrund der ausnahmslosen Vorgabe, ärztliche Zwangsmaßnahmen
im Rahmen eines stationären Aufenthalts in einem Krankenhaus durchzuführen, erhebliche
Beeinträchtigungen der körperlichen Unversehrtheit zumindest mit einiger Wahrscheinlichkeit
drohen und zu erwarten ist, dass diese Beeinträchtigungen bei einer Durchführung in der
Einrichtung, in der die Betreuten untergebracht sind und in welcher der Krankenhausstandard im
Hinblick auf die konkret erforderliche medizinische Versorgung einschließlich der Nachversor-
gung voraussichtlich nahezu erreicht wird, vermieden oder jedenfalls signifikant reduziert werden
können, ohne dass andere Beeinträchtigungen der körperlichen Unversehrtheit oder einer anderen
grundrechtlich geschützten Position mit vergleichbarem Gewicht drohen.

2. Bis zum Inkrafttreten einer Neuregelung gilt das bisherige Recht fort.
3. Der Gesetzgeber ist zur Neuregelung spätestens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2026 ver-

pflichtet.“

2 BGB § 1832 Buch 4. Familienrecht
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(4) Kommt eine ärztliche Zwangsmaßnahme in Betracht, so gilt für die
Verbringung des Betreuten gegen seinen natürlichen Willen zu einem stationä-
ren Aufenthalt in ein Krankenhaus § 1831 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 und 3
Satz 1 entsprechend.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nach Maßgabe des § 1820 Absatz 2 Nummer 3
für einen Bevollmächtigten entsprechend.

§ 1833 Aufgabe von Wohnraum des Betreuten. (1) 1Eine Aufgabe von
Wohnraum, der vom Betreuten selbst genutzt wird, durch den Betreuer ist nur
nach Maßgabe des § 1821 Absatz 2 bis 4 zulässig. 2Eine Gefährdung im Sinne
des § 1821 Absatz 3 Nummer 1 liegt insbesondere dann vor, wenn eine
Finanzierung des Wohnraums trotz Ausschöpfung aller dem Betreuten zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen nicht möglich ist oder eine häusliche Versorgung
trotz umfassender Zuhilfenahme aller ambulanten Dienste zu einer erheblichen
gesundheitlichen Gefährdung des Betreuten führen würde.

(2) 1Beabsichtigt der Betreuer, vom Betreuten selbst genutzten Wohnraum
aufzugeben, so hat er dies unter Angabe der Gründe und der Sichtweise des
Betreuten dem Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen. 2 Ist mit einer Auf-
gabe des Wohnraums aus anderen Gründen zu rechnen, so hat der Betreuer
auch dies sowie die von ihm beabsichtigten Maßnahmen dem Betreuungs-
gericht unverzüglich anzuzeigen, wenn sein Aufgabenkreis die entsprechende
Angelegenheit umfasst.

(3) 1Der Betreuer bedarf bei vom Betreuten selbst genutzten Wohnraum der
Genehmigung des Betreuungsgerichts
1. zur Kündigung des Mietverhältnisses,
2. zu einer Willenserklärung, die auf die Aufhebung des Mietverhältnisses
gerichtet ist,

3. zur Vermietung solchen Wohnraums und
4. zur Verfügung über ein Grundstück oder über ein Recht an einem Grund-
stück, sofern dies mit der Aufgabe des Wohnraums verbunden ist.

2Die §§ 1855 bis 1858 gelten entsprechend.

§ 1834 Bestimmung des Umgangs und des Aufenthalts des Betreu-
ten. (1) Den Umgang des Betreuten mit anderen Personen darf der Betreuer
mit Wirkung für und gegen Dritte nur bestimmen, wenn der Betreute dies
wünscht oder ihm eine konkrete Gefährdung im Sinne des § 1821 Absatz 3
Nummer 1 droht.

(2) Die Bestimmung des Aufenthalts umfasst das Recht, den Aufenthalt des
Betreuten auch mit Wirkung für und gegen Dritte zu bestimmen und, falls
erforderlich, die Herausgabe des Betreuten zu verlangen.

(3) Über Streitigkeiten, die eine Angelegenheit nach Absatz 1 oder 2 betref-
fen, entscheidet das Betreuungsgericht auf Antrag.

Kapitel 3. Vermögensangelegenheiten
Unterkapitel 1. Allgemeine Vorschriften

§ 1835 Vermögensverzeichnis. (1) 1 Soweit die Verwaltung des Ver-
mögens des Betreuten zum Aufgabenkreis des Betreuers gehört, hat er zum
Zeitpunkt seiner Bestellung ein Verzeichnis über das Vermögen des Betreuten
zu erstellen und dieses dem Betreuungsgericht mit der Versicherung der Rich-

Vormundschaft §§ 1833–1835 BGB 2
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tigkeit und Vollständigkeit einzureichen. 2Das Vermögensverzeichnis soll auch
Angaben zu den regelmäßigen Einnahmen und Ausgaben des Betreuten ent-
halten. 3Der Betreuer hat das Vermögensverzeichnis um dasjenige Vermögen
zu ergänzen, das der Betreute später hinzuerwirbt. 4Mehrere Betreuer haben
das Vermögensverzeichnis gemeinsam zu erstellen, soweit sie das Vermögen
gemeinsam verwalten.

(2) Der Betreuer hat seine Angaben im Vermögensverzeichnis in geeigneter
Weise zu belegen.

(3) Soweit es für die ordnungsgemäße Erstellung des Vermögensverzeich-
nisses erforderlich und mit Rücksicht auf das Vermögen des Betreuten an-
gemessen ist, kann der Betreuer die zuständige Betreuungsbehörde, einen
zuständigen Beamten, einen Notar oder einen Sachverständigen zur Erstellung
des Verzeichnisses hinzuziehen.

(4) 1Bestehen nach den Umständen des Einzelfalls konkrete Anhaltspunkte
dafür, dass die Kontrolle der Richtigkeit und Vollständigkeit des Vermögens-
verzeichnisses durch eine dritte Person zum Schutz des Vermögens des Betreu-
ten oder zur Vermeidung von Rechtsstreitigkeiten erforderlich ist, kann das
Betreuungsgericht eine dritte Person als Zeuge bei der Erstellung des Ver-
mögensverzeichnisses, insbesondere bei einer Inaugenscheinnahme von Ver-
mögensgegenständen, hinzuziehen. 2 Für die Erstattung der Aufwendungen der
dritten Person sind die Vorschriften über die Entschädigung von Zeugen nach
dem Justizvergütungs- und ‑entschädigungsgesetz anzuwenden. 3Der Betreuer
hat der dritten Person die Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu ermöglichen. 4Die
dritte Person hat dem Betreuungsgericht über die Erstellung des Vermögens-
verzeichnisses und insbesondere das Ergebnis der Inaugenscheinnahme zu be-
richten.

(5) Ist das eingereichte Vermögensverzeichnis ungenügend, so kann das
Betreuungsgericht anordnen, dass das Vermögensverzeichnis durch die zustän-
dige Betreuungsbehörde oder einen Notar aufgenommen wird.

(6) Das Betreuungsgericht hat das Vermögensverzeichnis dem Betreuten zur
Kenntnis zu geben, es sei denn, dadurch sind erhebliche Nachteile für dessen
Gesundheit zu besorgen oder er ist offensichtlich nicht in der Lage, das Ver-
mögensverzeichnis zur Kenntnis zu nehmen.

§ 1836 Trennungsgebot; Verwendung des Vermögens für den Betreu-
er. (1) 1Der Betreuer hat das Vermögen des Betreuten getrennt von seinem
eigenen Vermögen zu halten. 2Dies gilt nicht für das bei Bestellung des
Betreuers bestehende und das während der Betreuung hinzukommende ge-
meinschaftliche Vermögen des Betreuers und des Betreuten, wenn das Betreu-
ungsgericht nichts anderes anordnet.

(2) 1Der Betreuer darf das Vermögen des Betreuten nicht für sich verwen-
den. 2Dies gilt nicht, wenn die Betreuung ehrenamtlich geführt wird und
zwischen dem Betreuten und dem Betreuer eine Vereinbarung über die Ver-
wendung getroffen wurde. 3Verwendungen nach Satz 2 sind unter Darlegung
der Vereinbarung dem Betreuungsgericht anzuzeigen.

(3) Absatz 2 Satz 1 gilt nicht für Haushaltsgegenstände und das Verfügungs-
geld im Sinne des § 1839, wenn der Betreuer mit dem Betreuten einen
gemeinsamen Haushalt führt oder geführt hat und die Verwendung dem
Wunsch oder mutmaßlichen Willen des Betreuten entspricht.

2 BGB § 1836 Buch 4. Familienrecht
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§ 1837 Vermögensverwaltung durch den Betreuer bei Erbschaft und
Schenkung. (1) Der Betreuer hat das Vermögen des Betreuten, das dieser von
Todes wegen erwirbt, das ihm unentgeltlich durch Zuwendung auf den Todes-
fall oder unter Lebenden von einem Dritten zugewendet wird, nach den
Anordnungen des Erblassers oder des Zuwendenden, soweit diese sich an den
Betreuer richten, zu verwalten, wenn die Anordnungen von dem Erblasser
durch letztwillige Verfügung oder von dem Dritten bei der Zuwendung getrof-
fen worden sind.

(2) 1Das Betreuungsgericht kann die Anordnungen des Erblassers oder des
Zuwendenden aufheben, wenn ihre Befolgung das Vermögen des Betreuten
erheblich gefährden würde. 2 Solange der Zuwendende lebt, ist zu einer Ab-
weichung von den Anordnungen seine Zustimmung erforderlich und genü-
gend. 3 Ist er zur Abgabe einer Erklärung dauerhaft außerstande oder ist sein
Aufenthalt dauerhaft unbekannt, so kann das Betreuungsgericht unter Beach-
tung der Voraussetzungen von Satz 1 die Zustimmung ersetzen.

Unterkapitel 2. Verwaltung von Geld, Wertpapieren und Wertgegenständen

§ 1838 Pflichten des Betreuers in Vermögensangelegenheiten.
(1) 1Der Betreuer hat die Vermögensangelegenheiten des Betreuten nach

Maßgabe des § 1821 wahrzunehmen. 2Es wird vermutet, dass eine Wahr-
nehmung der Vermögensangelegenheiten nach den §§ 1839 bis 1843 dem
mutmaßlichen Willen des Betreuten nach § 1821 Absatz 4 entspricht, wenn
keine hinreichenden konkreten Anhaltspunkte für einen hiervon abweichenden
mutmaßlichen Willen bestehen.

(2) 1 Soweit die nach Absatz 1 Satz 1 gebotene Wahrnehmung der Ver-
mögensangelegenheiten von den in den §§ 1839 bis 1843 festgelegten Grund-
sätzen abweicht, hat der Betreuer dies dem Betreuungsgericht unverzüglich
unter Darlegung der Wünsche des Betreuten anzuzeigen. 2Das Betreuungs-
gericht kann die Anwendung der §§ 1839 bis 1843 oder einzelner Vorschriften
ausdrücklich anordnen, wenn andernfalls eine Gefährdung im Sinne des § 1821
Absatz 3 Nummer 1 zu besorgen wäre.

§ 1839 Bereithaltung von Verfügungsgeld. (1) 1Geld des Betreuten, das
der Betreuer für dessen Ausgaben benötigt (Verfügungsgeld), hat er auf einem
Girokonto des Betreuten bei einem Kreditinstitut bereitzuhalten. 2Ausgenom-
men ist Bargeld im Sinne § 1840 Absatz 2.

(2) Absatz 1 steht einer Bereithaltung von Verfügungsgeld auf einem geson-
derten zur verzinslichen Anlage geeigneten Konto des Betreuten im Sinne von
§ 1841 Absatz 2 nicht entgegen.

§ 1840 Bargeldloser Zahlungsverkehr. (1) Der Betreuer hat den Zah-
lungsverkehr für den Betreuten bargeldlos unter Verwendung des gemäß § 1839
Absatz 1 Satz 1 zu unterhaltenden Girokontos durchzuführen.

(2) Von Absatz 1 sind ausgenommen
1. im Geschäftsverkehr übliche Barzahlungen und
2. Auszahlungen an den Betreuten.

§ 1841 Anlagepflicht. (1) Geld des Betreuten, das nicht für Ausgaben nach
§ 1839 benötigt wird, hat der Betreuer anzulegen (Anlagegeld).

Vormundschaft §§ 1837–1841 BGB 2
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(2) Der Betreuer soll das Anlagegeld auf einem zur verzinslichen Anlage
geeigneten Konto des Betreuten bei einem Kreditinstitut (Anlagekonto) anle-
gen.

§ 1842 Voraussetzungen für das Kreditinstitut. Das Kreditinstitut muss
bei Anlagen nach den §§ 1839 und 1841 Absatz 2 einer für die jeweilige Anlage
ausreichenden Sicherungseinrichtung angehören.

§ 1843 Depotverwahrung und Hinterlegung von Wertpapieren.
(1) Der Betreuer hat Wertpapiere des Betreuten im Sinne des § 1 Absatz 1

und 2 des Depotgesetzes bei einem Kreditinstitut in Einzel- oder Sammelver-
wahrung verwahren zu lassen.

(2) Sonstige Wertpapiere des Betreuten hat der Betreuer in einem Schließ-
fach eines Kreditinstituts zu hinterlegen.

(3) Die Pflicht zur Depotverwahrung oder zur Hinterlegung besteht nicht,
wenn diese nach den Umständen des Einzelfalls unter Berücksichtigung der Art
der Wertpapiere zur Sicherung des Vermögens des Betreuten nicht geboten ist.

§ 1844 Hinterlegung von Wertgegenständen auf Anordnung des Be-
treuungsgerichts. Das Betreuungsgericht kann anordnen, dass der Betreuer
Wertgegenstände des Betreuten bei einer Hinterlegungsstelle oder einer ande-
ren geeigneten Stelle hinterlegt, wenn dies zur Sicherung des Vermögens des
Betreuten geboten ist.

§ 1845 Sperrvereinbarung. (1) 1 Für Geldanlagen des Betreuten im Sinne
von § 1841 Absatz 2 hat der Betreuer mit dem Kreditinstitut zu vereinbaren,
dass er über die Anlage nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts verfügen
kann. 2Anlagen von Verfügungsgeld gemäß § 1839 Absatz 2 bleiben unberührt.

(2) 1 Für Wertpapiere im Sinne von § 1843 Absatz 1 hat der Betreuer mit
dem Verwahrer zu vereinbaren, dass er über die Wertpapiere und die Rechte
aus dem Depotvertrag mit Ausnahme von Zinsen und Ausschüttungen nur mit
Genehmigung des Betreuungsgerichts verfügen kann. 2Der Betreuer hat mit
dem Kreditinstitut zu vereinbaren, dass er die Öffnung des Schließfachs für
Wertpapiere im Sinne des § 1843 Absatz 2 und die Herausgabe von nach § 1844
hinterlegten Wertgegenständen nur mit Genehmigung des Betreuungsgerichts
verlangen kann.

(3) 1Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn ein Anlage-
konto, ein Depot oder eine Hinterlegung des Betreuten bei der Bestellung des
Betreuers unversperrt ist. 2Der Betreuer hat dem Betreuungsgericht die Sperr-
vereinbarung anzuzeigen.

Unterkapitel 3. Anzeigepflichten

§ 1846 Anzeigepflichten bei der Geld- und Vermögensverwaltung.
(1) Der Betreuer hat dem Betreuungsgericht unverzüglich anzuzeigen, wenn

er
1. ein Girokonto für den Betreuten eröffnet,
2. ein Anlagekonto für den Betreuten eröffnet,
3. ein Depot eröffnet oder Wertpapiere des Betreuten hinterlegt,
4.Wertpapiere des Betreuten gemäß § 1843 Absatz 3 nicht in einem Depot
verwahrt oder hinterlegt.

2 BGB §§ 1842–1846 Buch 4. Familienrecht
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(2) Die Anzeige hat insbesondere Angaben zu enthalten
1. zur Höhe des Guthabens auf dem Girokonto nach Absatz 1 Nummer 1,
2. zu Höhe und Verzinsung der Anlage gemäß Absatz 1 Nummer 2 sowie ihrer
Bestimmung als Anlage- oder Verfügungsgeld,

3. zu Art, Umfang und Wert der depotverwahrten oder hinterlegten Wert-
papiere gemäß Absatz 1 Nummer 3 sowie zu den sich aus ihnen ergebenden
Aufwendungen und Nutzungen,

4. zu den Gründen, aus denen der Betreuer die Depotverwahrung oder Hin-
terlegung gemäß Absatz 1 Nummer 4 für nicht geboten erachtet, und wie
die Wertpapiere verwahrt werden sollen,

5. zur Sperrvereinbarung.

§ 1847 Anzeigepflicht für Erwerbsgeschäfte. Der Betreuer hat Beginn,
Art und Umfang eines neuen Erwerbsgeschäfts im Namen des Betreuten und
die Aufgabe eines bestehenden Erwerbsgeschäfts des Betreuten beim Betreu-
ungsgericht anzuzeigen.

Unterkapitel 4. Genehmigungsbedürftige Rechtsgeschäfte

§ 1848 Genehmigung einer anderen Anlegung von Geld. Der Betreuer
bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts, wenn er Anlagegeld anders
als auf einem Anlagekonto gemäß § 1841 Absatz 2 anlegt.

§ 1849 Genehmigung bei Verfügung über Rechte und Wertpapiere.
(1) 1Der Betreuer bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts zu einer

Verfügung über
1. ein Recht, kraft dessen der Betreute eine Geldleistung oder die Leistung
eines Wertpapiers verlangen kann,

2. ein Wertpapier des Betreuten,
3. einen hinterlegten Wertgegenstand des Betreuten.
2Das Gleiche gilt für die Eingehung der Verpflichtung zu einer solchen Ver-
fügung.

(2) 1Einer Genehmigung bedarf es nicht,
1. im Fall einer Geldleistung nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, wenn der aus
dem Recht folgende Zahlungsanspruch
a) nicht mehr als 3 000 Euro beträgt,
b) das Guthaben auf einem Girokonto des Betreuten betrifft,
c) das Guthaben auf einem vom Betreuer für Verfügungsgeld ohne Sperrver-

einbarung eröffneten Anlagekonto betrifft,
d) zu den Nutzungen des Vermögens des Betreuten gehört oder
e) auf Nebenleistungen gerichtet ist,

2. im Fall von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, wenn die Verfügung über das
Wertpapier
a) eine Nutzung des Vermögens des Betreuten darstellt,
b) eine Umschreibung des Wertpapiers auf den Namen des Betreuten dar-

stellt,

Vormundschaft §§ 1847–1849 BGB 2
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3. im Fall einer Verfügung nach Absatz 1 Satz 1, wenn die Eingehung der
Verpflichtung zu einer solchen Verfügung bereits durch das Betreuungs-
gericht genehmigt worden ist.

2 Satz 1 Nummer 2 gilt entsprechend für die Eingehung einer Verpflichtung zu
einer solchen Verfügung.

(3) 1Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a ist nicht anzuwenden auf eine Ver-
fügung über einen sich aus einer Geldanlage ergebenden Zahlungsanspruch,
soweit er einer Sperrvereinbarung unterliegt, sowie über den sich aus der
Einlösung eines Wertpapiers ergebenden Zahlungsanspruch. 2Absatz 2 Num-
mer 1 Buchstabe d ist nicht anzuwenden auf eine Verfügung über einen
Zahlungsanspruch, der einer Sperrvereinbarung unterliegt und eine Kapitalnut-
zung betrifft.

(4) Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend für die Annahme der
Leistung.

§ 1850 Genehmigung für Rechtsgeschäfte über Grundstücke und
Schiffe. Der Betreuer bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts
1. zur Verfügung über ein Grundstück oder über ein Recht an einem Grund-
stück, sofern die Genehmigung nicht bereits nach § 1833 Absatz 3 Satz 1
Nummer 4 erforderlich ist,

2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf Übertragung des Eigentums an
einem Grundstück, auf Begründung oder Übertragung eines Rechts an
einem Grundstück oder auf Befreiung eines Grundstücks von einem solchen
Recht gerichtet ist,

3. zur Verfügung über ein eingetragenes Schiff oder Schiffsbauwerk oder über
eine Forderung, die auf Übertragung des Eigentums an einem eingetragenen
Schiff oder Schiffsbauwerk gerichtet ist,

4. zu einem Rechtsgeschäft, durch das der Betreute unentgeltlich Wohnungs-
oder Teileigentum erwirbt,

5. zur Eingehung einer Verpflichtung zu einer der in den Nummern 1 bis 3
bezeichneten Verfügungen oder des in Nummer 4 bezeichneten Erwerbs
sowie

6. zu einem Rechtsgeschäft, durch das der Betreute zum entgeltlichen Erwerb
eines Grundstücks, eines eingetragenen Schiffes oder Schiffsbauwerks oder
eines Rechts an einem Grundstück verpflichtet wird, sowie zur Verpflich-
tung zum entgeltlichen Erwerb einer Forderung auf Übertragung des Eigen-
tums an einem Grundstück, an einem eingetragenen Schiff oder Schiffsbau-
werk oder auf Übertragung eines Rechts an einem Grundstück.

§ 1851 Genehmigung für erbrechtliche Rechtsgeschäfte. Der Betreuer
bedarf der Genehmigung des Betreuungsgerichts
1. zur Ausschlagung einer Erbschaft oder eines Vermächtnisses, zum Verzicht
auf die Geltendmachung eines Vermächtnisses oder Pflichtteilsanspruchs
sowie zu einem Auseinandersetzungsvertrag,

2. zu einem Rechtsgeschäft, durch das der Betreute zu einer Verfügung über
eine ihm angefallene Erbschaft, über seinen künftigen gesetzlichen Erbteil
oder seinen künftigen Pflichtteil verpflichtet wird,

2 BGB §§ 1850, 1851 Buch 4. Familienrecht


